Zuständigkeit von Vormundschaftsbehörden bei Wohnsitzwechsel 
Problem- und Fragestellung

Die VB M. im Kanton X. hat am 31.10.1995 für ein Mädchen eine Erziehungsbeistandschaft im Sinne von Art. 308 Abs. 1 und 2 ZGB verfügt. Am 30.4.2001 wechselte die Inhaberin der elterlichen Sorge den Wohnsitz in den Kanton Y. Die Beistandschaft wurde noch nicht übertragen. Mitte Dezember 2001 gelangte die VB des neuen Wohnortes mit einer Gefährdungsmeldung (Nichtbesuch der Schule, Probleme in der Familie) an die Beiständin und ersuchte diese die notwendigen Schritte zu unternehmen. Offenbar wurde der Inhaberin der elterlichen Sorge inzwischen die Wohnung gekündigt, und es ist nicht klar, ob sie im betreffenden Dorf bleibt oder weiterzieht.

Der Basler Kommentar hält in N 18 zu Art. 315 ZGB fest, dass im Falle eines Wohnsitzwechsels die im Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens zuständige Behörde mit dem hängigen Verfahren weiterhin befasst bleibt; lediglich der Vollzug einer rechtskräftig angeordneten Massnahme ist der Behörde am neuen Wohnsitz oder Aufenthalt zu übertragen. Dem Basler Kommentar kann nicht entnommen werden, welche Behörde für neue Massnahmen oder für die Änderung bestehender Massnahmen zuständig ist. 

Trifft es zu, dass bei Wohnsitzwechsel nach rechtskräftigem Abschluss eines Kindesschutzverfahrens die Behörden am neuen Wohnsitz für die Anordnung neuer Massnahmen oder die Änderung bestehender Massnahmen zuständig sind? (Vorliegend wäre das die neue Wohnsitzgemeinde)

Trifft es zu, dass die Beiständin der Gemeinde M. die Abklärung zu übernehmen hat, da die Beistandschaft noch nicht übertragen wurde? 

Wer ist zuständig, wenn die Inhaberin der elterlichen Sorge in eine dritte Gemeinde umzieht (Gemeinde M. weil die Beistandschaft noch bei ihr geführt wird; die Gemeinde im Kanton Y, weil sich ihr Sozialdienst ebenfalls schon mit der Angelegenheit befasst hat und auch ein näherer Bezug gegeben ist oder die dritte Gemeinde, weil sie der neue Wohnsitz ist)?

Dem Basler Kommentar entnehme ich, dass die Übertragung einer Kindesschutzmassnahme bei Wohnsitzwechsel stattzufinden hat. Offenbar besteht für die Übertragung eine Wartefrist von einem Jahr. Sie können mir sicher sagen, auf welche gesetzliche Grundlage (Art. 315 ZGB, weil die Durchführung der Massnahme der  Wohnsitzbehörde obliegt?) sich dies stützt.

Erwägungen

1. Zuständigkeit Vormundschaftsbehörde

Bei einem Wohnsitzwechsel eines verbeiständeten Kindes bleibt die Vormundschaftsbehörde des alten Wohnsitzes solange für die Anordnung zusätzlicher Kindesschutzmassnahmen zuständig, bis die Erziehungsbeistandschaft übertragen ist. Diese Übertragung richtet sich nach Art. 377 und 396 ZGB und bedarf einerseits einer Übertragungsverfügung der abgebenden und einer Übernahmeverfügung der annehmenden Vormundschaftsbehörde. 

Im zivilrechtlichen Kindesschutz ist überdies die Vormundschaftsbehörde des Aufenthaltsortes befugt, die zum Schutz des Kindes notwendigen Anordnungen zu treffen (Art. 315 Abs. 2 ZGB), weshalb diesfalls ein Wohnsitzwechsel keinen Einfluss auf die örtliche Zuständigkeit hat. Liegt Gefahr im Verzug, so sind auch die Behörden am Ort zuständig, wo sich das Kind aufhält. Die Zuständigkeit am Wohnsitz und die am gewöhnlichen Aufenthaltsort sind rechtlich gleichwertig (ZVW 1978/110). 

Im oben genannten Fall vertreten wir die Auffassung, dass, wenn Gefahr im Verzug liegt, die neue Wohnsitzbehörde, welche mit der Aufenthaltsbehörde übereinstimmt, zuständig ist, weil sie die Gefährdungsmeldung erhalten hat und mit den örtlichen Verhältnissen besser vertraut ist und rascher handeln kann. Liegt keine Gefahr im Verzug vor, so erscheint es sinnvoll, dass die beiden Behörden sich darüber absprechen, wer für die Massnahme zuständig ist. Im Streitfall steht die Aufsichtsbeschwerde oder die staatsrechtliche Klage nach Art. 83 lit. e OG zur Verfügung (Schnyder/Murer, Art. 377 N. 130, 134). Streitfälle können auch durch Vermittlung durch die Aufsichtsbehörden der beiden beteiligten Kantone gemäss Art. 44 Abs. 3 BV gelöst werden.

Auf jeden Fall ist die alte Wohnsitzbehörde solange zuständig, bis die Massnahme übertragen worden ist. In der Praxis kann es je nach Situation sinnvoller sein, dass die alte Wohnsitzbehörde noch zusätzliche Abklärungen macht und weitere Massnahmen anordnet, es kann aber auch sein, dass die neue Wohnsitzbehörde die geeignetere Stelle ist. Darum ist es ratsam, sich gegenseitig über die Zuständigkeit zu verständigen.

2. Wartefrist 1 Jahr

Die Wartefrist von einem Jahr ist nirgends geregelt, weder im Gesetz noch in autoritativen Weisungen. Diese Wartefrist entspringt der Praxis. Der Grund für diese Praxis ist, dass nach 1 Jahr im Zweifelsfalle gesagt werden kann, dass der neue Lebensmittelpunkt begründet worden ist. Besteht kein Zweifel über den neuen Wohnsitz, kann die Massnahme sofort übertragen werden. Bei Kindesschutzmassnahmen ist es sogar zu empfehlen, die Massnahme sofort zu übertragen, weil beim Kindesschutz die Nähe zur Sache wichtig ist.

Die Massnahme wird allerdings nicht in jedem Fall übertragen. Ist das Kind fremdplatziert und ist die Vormundschaftsbehörde am Aufenthaltsort mit der Sache befasst, so kann es sinnvoll sein, die Massnahme bei dieser Vormundschaftsbehörde zu belassen, weil sie einen näheren Bezug zur Sache hat.
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� Vergleiche die kontroverse Rechtsprechung zwischen Erwachsenenschutz (BGE 126 III 415) und Kindesschutz (Urteil des Département de la Justice du canton du Jura vom 5. September 2000, zur Publikation vorgesehen in ZVW 2002 Heft 1).





